
- Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. Till Müller-Heidelberg und Kollegen,
Veronastraße 10, Bingen -

- Bevollmächtigter: Prof. Dr. Hans-Peter Schneider,
Rominteweg 1, Hannover -

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BVH 3/91 -

In dem Verfahren
über

den Antrag

festzustellen,

§ 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Thüringer
Landtags (Thüringer Abgeordnetengesetz) vom 7. Februar 1991 verstößt gegen Art.
3 Grundgesetz, § 2 Abs. 1 und § 9 Abs. 4 der Vorläufigen Landessatzung für das
Land Thüringen, Art. 38 Abs. 1 und Art. 48 Abs. 3 Grundgesetz, soweit

1. nach Abs. 2 Nummer 1 die Fraktionsvorsitzenden eine zusätzliche steuerpflichti-
ge Entschädigung in Höhe der einfachen Grundentschädigung nach Abs. 1 er-
halten,

2. nach Abs. 2 Nummer 2 je ein parlamentarischer Geschäftsführer jeder Fraktion
eine zusätzliche steuerpflichtige Entschädigung in Höhe von 70 vom Hundert
der Grundentschädigung nach Abs. 1 erhält,

3. nach Abs. 2 Nummer 3 bei Fraktionen mit mehr als 20 Mitgliedern je zwei stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende und bei den übrigen Fraktionen je ein stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender und die Ausschussvorsitzenden eine zusätzliche
steuerpflichtige Entschädigung nach Abs. 1 in Höhe von 40 vom Hundert erhal-
ten,

Antragsteller: 1. Herr B..., ehemals Mitglied des Thüringer Landtags,

2. Herr G..., ehemals Mitglied des Thüringer Landtags,

Antragsgegner: der Thüringer Landtag, vertreten durch die Präsidentin,
Arnstädter Straße 51, Erfurt,

hier: Antrag auf Auslagenerstattung und
Antrag auf Festsetzung des Gegenstandswertes

hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat - unter Mitwirkung der Richterin-
nen und Richter

Präsidentin Limbach,
Sommer,
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Jentsch,
Hassemer,
Broß,
Osterloh,
Di Fabio

am 15. November 2000 beschlossen:

1. Der Freistaat Thüringen hat den Antragstellern die notwendigen Auslagen zu
erstatten.

2. Der Wert des Gegenstandes der anwaltlichen Tätigkeit des Bevollmächtigten
der Antragsteller wird auf 500.000 DM (in Worten: fünfhunderttausend Deut-
sche Mark) festgesetzt (§ 113 Absatz 2 Satz 3 der Bundesgebührenordnung
für Rechtsanwälte).

Gründe:

A.

In dem Landesorganstreitverfahren ging es um die Frage, ob Abgeordneten des
Thüringer Landtags mit besonderen parlamentarischen Funktionen eine Zulage zur
Grundentschädigung gezahlt werden darf. Die Antragsteller sahen hierin eine Verlet-
zung ihres Anspruchs auf Gleichbehandlung und zugleich eine Missachtung des
grundsätzlichen Zulagenverbots im Diäten-Urteil des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfGE 40, 296 ff.).

Der Senat hat durch Urteil vom 21. Juli 2000 entschieden, dass der Erlass von § 5
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ThürAbgG gegen § 2 Abs. 1 Satz 2 der Vorläufigen Landes-
satzung für das Land Thüringen i.V.m. Art. 38 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 GG
verstoßen hat, soweit danach parlamentarische Geschäftsführer der Fraktionen,
stellvertretende Fraktionsvorsitzende und die Ausschussvorsitzenden zusätzliche
Entschädigungen erhalten. Im Übrigen, d.h. soweit es um eine zusätzliche Entschädi-
gung für Fraktionsvorsitzende ging, wurde der Antrag zurückgewiesen.

Nunmehr beantragen die Antragsteller, dem Antragsgegner - Thüringer Landtag -
die volle oder teilweise Erstattung der ihnen erwachsenen Auslagen aufzuerlegen, da
ihr Begehren im Wesentlichen erfolgreich gewesen sei. Gleichzeitig beantragen sie,
den Gegenstandswert des Verfahrens festzulegen.

Der Antragsgegner hat Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten (vgl. § 10 Abs. 2
Satz 3 BRAGO).

B.

Dem Senat erscheint es billig, die Erstattung der notwendigen Auslagen für das
Landesorganstreitverfahren anzuordnen.

Die Auslagenerstattung richtet sich im Organstreitverfahren nach § 34a Abs. 3

2/4



7

8

9

BVerfGG. Sie kommt nur ausnahmsweise in Betracht, wenn besondere Billigkeits-
gründe vorliegen (vgl. BVerfGE 96, 66 <67>).

Hier liegt ein solcher Grund darin, dass das Verfahren zur Klärung einer grundsätzli-
chen, über den konkreten Anlass hinausgehenden verfassungsrechtlichen Frage bei-
getragen hat (vgl. BVerfGE 44, 125 <166 f.>; 82, 322 <351>). Der Senat hat in sei-
nem Urteil die gesetzliche Gewährung von zusätzlichen Entschädigungen mit
Einkommenscharakter für Abgeordnete mit besonderen Funktionen als eine Maß-
nahme im Rahmen der Parlamentsautonomie kategorisiert. Näher bestimmt worden
ist dabei die Grenze der Regelungsmacht des Parlaments soweit Funktionszulagen
in Rede stehen; sie wurde in Art. 38 Abs. 1 GG gesehen, in dessen beiden Sätzen
das Prinzip der repräsentativen Demokratie verankert ist. Der Senat nahm das Ver-
fahren zum Anlass, die isolierte Bezugnahme auf jeweils einen der beiden Sätze des
Art. 38 Abs. 1 GG, die seine frühere Rechtsprechung kennzeichnete, aufzugeben,
soweit die Entschädigung der Abgeordneten in Rede steht und die Freiheit des Man-
dats gegenüber der bei der Gewährung von Funktionszulagen entstehenden Gefahr,
dass "Abgeordnetenlaufbahnen" und Einkommenshierarchien geschaffen werden,
zu betonen.

Dass die Antragsteller nur teilweise obsiegt haben, wirkt sich nicht auf den Umfang
der Auslagenerstattung aus, da das von ihnen angestrengte Verfahren insgesamt
Anlass zur Klärung einer grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Frage gab. Diese
Klärung hat der Senat vornehmlich im Rahmen der Ausführungen zum verfassungs-
rechtlichen Prüfungsmaßstab geleistet.

Zu berücksichtigen war auch, dass die Antragsteller als ehemalige Abgeordnete
des Thüringer Landtags nicht, wie das in aller Regel bei allen an einem Organstreit
Beteiligten der Fall ist, die für die Führung des Rechtsstreits erforderlichen Aufwen-
dungen aus Mitteln öffentlicher Haushalte bestreiten können (vgl. BVerfGE 44, 125
<166 f.>).

Limbach Sommer Jentsch

Hassemer Broß Osterloh

Di Fabio
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